
Wie lautet nun in diesem politischen Prozess 
„Deutschland gegen die AfD“ die Anklage?

(Zurufe von der AfD)
Doppelte Lüge und gleichzeitig die menschenrechtswid-
rige Abschaffung des Asylrechts; denn nichts anderes 
fordern Sie in Ihren Anträgen. Alle Staaten um Deutsch-
land herum erklären Sie zu sicheren Drittstaaten,

(Zuruf von der AfD: Sind sie!)
Zurückweisung soll zum Standardverfahren werden. Und 
was Sie als Prüfverfahren für Schutzbedürftigkeit defi-
nieren, ist für jeden Flüchtling dieser Welt schlichtweg 
unerfüllbar. Faktisch fordern Sie nichts anderes als die 
Abschaffung des Menschenrechts auf Asyl, des Asyl-
rechts. Das ist mit uns allen hier im Parlament – außer 
Ihnen – nicht zu haben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

Jetzt kommen wir zu den Lügen. Sie berufen sich ja auf 
politische Vernunft und auf das Wohl des deutschen Bun-
desbürgers.

(Zuruf von der AfD: Des deutschen Volkes!)
Nun hat Hans-Thomas Tillschneider, Ihr bildungs- und 
kulturpolitischer Sprecher in Sachsen-Anhalt, gestern ge-
schrieben – ich zitiere wörtlich –:

#Ungarn gegen die „Mannschaft“ – ich bin für 
Ungarn, ein Staat und ein Volk, das noch gesunde 
Maßstäbe hat. #NichtmeineMannschaft

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Ihre Leute erklären sich offen gegen die deutsche Natio-
nalmannschaft;

(Andreas Bleck [AfD]: Sie haben „National-
mannschaft“ gesagt! – Weitere Zurufe von der 
AfD)

Frau Steinbach hat ihm übrigens beigepflichtet. Das 
zeigt, wie sehr Sie eben nicht an der Seite Deutschlands 
stehen. Patriotismus und Heimatliebe sind bei Ihnen eben 
nicht zu finden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Stephan Thomae [FDP] und Andreas 
Wagner [DIE LINKE])

Und – wie durch einen Eingriff höherer Vernunft oder 
den Einbruch des Faktischen; man könnte es auch gött-
lichen Willen nennen –: Wer trifft gestern? Leon Goretz-
ka! Was sagt Leon Goretzka über die AfD? Er sagt wört-
lich: „Die AfD ist keine Alternative, sondern eine 
Schande für Deutschland.“ Glückwunsch, Leon Goretz-
ka!

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Stephan 
Brandner [AfD]: Was sagt Herr Goretzka 
denn zur SPD? Kennt er wahrscheinlich gar 
nicht! – Weitere Zurufe von der AfD)

Goretzka sagt weiter: Wenn ich für Deutschland spiele, 
dann spiele ich für Werte und Verfassung und nicht für 
ein Land, das nicht aus der Geschichte gelernt hat. – Er 
sagt weiterhin: Schwarz-Rot-Gold steht für die Demokra-
tie des Landes und nicht für die Rechten. – Und er macht 
noch etwas: Er läuft gestern vor die Tribüne der faschisti-
schen Fans mit Herzzeichen

(Andreas Bleck [AfD]: Was?)
und setzt ein klares Signal gegen Homophobie und gegen 
all dieses rechtspopulistische Denken, gegen Orban und 
gegen Sie.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

AfD?

Helge Lindh (SPD):
Leon Goretzka hat Ihnen eine Lektion erteilt, und dafür 

danke ich ihm!
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP, der LINKEN und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Andreas Bleck 
[AfD]: Die ungarischen Fans sollen Faschisten 
sein? Hilfe!)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Inneres und Heimat zu dem 
Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Asylchaos 
beenden – Auf Ebene der EU zur politischen Vernunft 
und den bewährten Grundsätzen des nationalen und inter-
nationalen Asylrechts zurückkehren“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/28501, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 19/27843 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Gegenstimmen? – Gegenstimmen 
von der AfD. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Die Beschlussempfehlung ist gegen die Stimmen 
der AfD mit den Stimmen des restlichen Hauses ange-
nommen.

Zusatzpunkt 14. Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 19/30963 mit dem Titel 
„Schutzbedürftigkeit von Asylbewerbern wiederkehrend 
prüfen“. Wer stimmt für diesen Antrag? – Die Fraktion 
der AfD. Wer stimmt dagegen? – Der Rest des Hauses. 
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der Antrag 
ist damit abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15 a bis 15 e auf:
a) – Zweite und dritte Beratung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesnaturschutzgesetzes
Drucksache 19/28182
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Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (16. Ausschuss)
Drucksache 19/30713

– Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuss) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung
Drucksache 19/30721

b) – Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(16. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Andreas Bleck, Karsten Hilse, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD
Wissenschaftlich fundierter Insekten-
schutz statt hektischem Aktionismus – 
Deutsche Landwirte vor unverhältnis-
mäßigen neuen Belastungen schützen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Gero 
Clemens Hocker, Frank Sitta, Carina 
Konrad, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP
Ergebnisorientierten Insektenschutz 
mit Landwirten umsetzen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Steffi 
Lemke, Dr. Bettina Hoffmann, Lisa 
Badum, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Naturschutz ist Klimaschutz – Mit 
natürlichem Klimaschutz das Arten- 
Aussterben und die Klimakrise 
bekämpfen

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Aktionsprogramm Insektenschutz der 
Bundesregierung – Gemeinsam wirk-
sam gegen das Insektensterben

Drucksachen 19/28457, 19/26779, 
19/29752, 19/13031, 19/13637 Nr. 3, 
19/30713

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Carina Konrad, Frank 
Sitta, Dr. Gero Clemens Hocker, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Zulassungsprozess von Pflanzenschutz-
mitteln rechtssicher und transparent aus-
gestalten
Drucksachen 19/18603, 19/26818 Buchsta-
be a

d) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem An-

trag der Abgeordneten Dr. Kirsten 
Tackmann, Eva-Maria Schreiber, Dr. Gesine 
Lötzsch, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE

Pflanzenschutz konsequent auf Schutz 
von biologischer Vielfalt und Imkerei aus-
richten
Drucksachen 19/17767, 19/28081 Buchsta-
be b

e) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (19. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Uwe Kekeritz, Harald Ebner, Katharina 
Dröge, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abgeordneten Eva-Maria Schreiber, 
Dr. Kirsten Tackmann, Heike Hänsel, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LIN-
KE

Gefährliche Pestizidexporte stoppen – 
Internationale Abkommen zum Schutz 
vor Pestizidfolgen stärken
Drucksachen 19/23988, 19/27438

Über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Än-
derung des Bundesnaturschutzgesetzes werden wir später 
namentlich abstimmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort an 
Carsten Träger von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Carsten Träger (SPD):
Mann, Mann, Mann! War das eine schwere Geburt! Ich 

freue mich, dass wir heute endlich das Gesetz zum Insek-
tenschutz verabschieden können. Ich erhebe mein Glas 
auf diesen schönen Tag.

(Der Redner hält sein Wasserglas hoch – Bei-
fall bei der SPD)

Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Auf Ihr 
Wohl und auf das Wohl der Insekten.

(Beifall bei der SPD)

Ich tue das voller Freude; denn ich bin der Überzeugung, 
dass wir uns auf einen langen Weg begeben. Natürlich 
werden wir von der Opposition wieder hören, dass alles 
viel zu wenig und nicht gut genug ist. Aber ich sage 
Ihnen: Jeder lange Weg beginnt mit dem ersten Schritt, 
und wir gehen heute etliche Schritte in die richtige Rich-
tung.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte ausdrücklich der Bundesministerin für 
Umwelt, Svenja Schulze, danken, die von Anfang an 
den Insektenschutz neben dem Klimaschutz zu ihrem 
zentralen Projekt erklärt hat, die trotz aller Rückschläge 
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und trotz aller Verzögerungen nicht nachgelassen hat, die 
hartnäckig blieb und dieses Gesetz vorangetrieben hat. 
Und heute ist es endlich so weit.

(Beifall bei der SPD)
Wir schnüren ein gutes Verhandlungspaket bestehend 

aus dem Insektenschutzgesetz im engeren Sinne und etli-
chen Regelungen im landwirtschaftlichen Bereich, die 
gute Inhalte umfassen.

Von zentraler Bedeutung ist, dass Glyphosat mit dem 
Jahr 2023 in Deutschland in weitesten Bereichen der Ge-
schichte angehören wird und dass wir den Pestizideinsatz 
in der Landwirtschaft und in den Naturschutzgebieten 
deutlich reduzieren.

(Beifall bei der SPD)
Im Insektenschutzgesetz widmen wir uns auch dem 

Thema Lichtverschmutzung. Ja, das mag der eine oder 
andere belächeln; aber wenn man sich um Insekten küm-
mert, dann muss man sich auch um die nachtaktiven 
Insekten kümmern, und die sind betroffen davon, dass 
wir in einem strahlenden Land leben. Wenigstens in den 
Naturschutzgebieten wird Lichtverschmutzung in Zu-
kunft deutlich weniger werden. Wir geben viel Geld in 
Forschung und in Prüfungen, weil wir uns hier auf einem 
relativ neuen Gebiet befinden. Das ist der richtige Weg. 
Das finde ich richtig gut.

Wir weiten den Biotopschutz auf Streuobstwiesen, 
Steinriegel und Trockenmauern aus. Wir verabschieden 
mit dem Paket Maßnahmen des Projekts „Natur auf Zeit“, 
ein Projekt, das sowohl von den Vertretern der Gesteins-
industrie wie auch von den Naturschutzverbänden an uns 
herangetragen wurde. Ich finde, es macht Sinn, dass in 
einem Steinbruch, der in 10 oder 15 Jahren bearbeitet 
wird, keine Verhinderungspflege wie heute üblich betrie-
ben wird, sondern dass man diese Zeit für Naturschutz 
auf Zeit nutzen kann.

Für mich persönlich ist der schönste Inhalt des Geset-
zespaketes, dass wir damit das Nationale Naturerbe 
voranbringen: Weitere 8 000 Hektar werden dem Natur-
schutz übergeben.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Klaus- 
Peter Schulze [CDU/CSU])

Denn wir alle wissen: Der wirkungsvollste Naturschutz 
findet in großen Schutzgebieten statt. So gehen wir auch 
hier einen großen Schritt in die richtige Richtung.

Ich möchte zum Abschluss allen Mitstreitern, den 
Umweltpolitikern in der Union, allen voran Klaus-Peter 
Schulze und Marie-Luise Dött, danken, die an unserer 
Seite gestritten haben. Ich möchte auch dem Bundesmi-
nisterium für Landwirtschaft danken. Frau Klöckner, ich 
habe Sie an dieser Stelle oft gescholten und gemahnt. 
Aber ich muss jetzt auch sagen: Vielen Dank dafür, 
dass Sie und Ihr Haus auf den letzten Metern einen kon-
struktiven Beitrag geleistet haben. Ich möchte auch den 
Landwirtschaftspolitikern danken, die viele Sorgen der 
Landwirte aufgenommen haben – es ist ja kein Gesetz 
gegen die Landwirtschaft, im Gegenteil: wir wollen die 
Lebensgrundlagen sichern, und dazu gehören auch die 
Bestäuber –, vor allem möchte ich aber den Landwirt-
schaftspolitikern meiner Fraktion danken, allen voran 

Rainer Spiering, unserem agrarpolitischen Sprecher. Vie-
len Dank für die kollegiale und die freundschaftliche 
Zusammenarbeit! Lieber Rainer, du trittst nicht mehr 
für den Deutschen Bundestag an. Ich möchte dir sagen: 
Vielen Dank für dein Wirken!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Carsten Träger (SPD):
Ich komme zum Schluss mit dem Appell: Es geht nur 

gemeinsam. Wir gehen jetzt einige gute Schritte in die 
richtige Richtung: Zukunft und Zusammenhalt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Klaus- 

Peter Schulze [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Vielen Dank. – Das Wort geht an die AfD-Fraktion mit 

Andreas Bleck.
(Beifall bei der AfD)

Andreas Bleck (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kol-

legen! Ich nehme jetzt keinen Schluck aus diesem 
Becher. Ich habe die Vermutung, da könnte Schnaps 
drin sein, und ich müsste sehr viel davon trinken, um 
mir das Insektenschutzpaket schönzutrinken.

(Beifall bei der AfD)
Auf den letzten Drücker beschließt der Deutsche Bun-

destag über das Insektenschutzpaket der Bundesregie-
rung. Mehrmals strichen CDU/CSU und SPD dieses 
von der Tagesordnung des Umweltausschusses und des 
Bundestages, um die Beschlussfassung zu verschieben. 
Dieser Eiertanz ist etwas verwunderlich. Immerhin wur-
de das Aktionsprogramm Insektenschutz, das als Blau-
pause für das Insektenschutzpaket dienen sollte, im Ka-
binett nicht nur von der Bundesumweltministerin, SPD, 
sondern auch von der Bundeslandwirtschaftsministerin, 
CDU, noch mitgetragen. Woran könnte es also liegen, 
dass der Weg vom Aktionsprogramm Insektenschutz 
zum Insektenschutzpaket so steinig war?

Nun, die Bundesrepublik Deutschland erlebt zurzeit 
die größten Bauernproteste ihrer Geschichte, und das 
kurz vor der Bundestagswahl – ein ungünstiger Zeitpunkt 
für die Union, den Bauern den Kampf zu erklären; denn 
die Union kämpft um das Kanzleramt. Sie kämpft um 
eine stabile Mehrheit. Dabei versucht sie einen Spagat 
zwischen Anbiederung an die Bauern und Anbiederung 
an die Grünen.

(Marianne Schieder [SPD]: Anbiederung an 
die Bauern betreiben Sie!)

Dieser Spagat kann jedoch nicht gelingen; denn die Grü-
nen befinden sich auf einem ideologischen Kreuzzug ge-
gen die Landwirtschaft. Im Unterschied zur Union macht 
die AfD bei dieser Hexenjagd nicht mit.
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(Beifall bei der AfD)

Aus unserer Sicht möchte ich Folgendes feststellen:

Erstens. Primäre Aufgabe der Landwirtschaft ist die 
Ernährungssicherung, sekundäre Aufgabe der Natur-
schutz. Die Bauern liefern unser tägliches Brot aus heim-
ischer Erzeugung und gehen dabei verantwortungsbe-
wusst mit der Natur um.

(Beifall bei der AfD)

Wir sollten die Bauern also nicht an die Wand stellen, 
sondern uns hinter sie stellen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Zweitens. Naturschutz kann nicht gegen, sondern nur 
mit der Landwirtschaft gelingen. Es braucht einen koope-
rativen Ansatz. Es braucht einen ergebnisorientierten 
Vertragsnaturschutz.

Drittens. Der Anteil der Landwirtschaft am Rückgang 
der Insektenbiomasse und Insektenvielfalt ist nicht ab-
schließend geklärt. Die Krefelder Studie sagt nichts 
über die Ursachen des sogenannten Insektensterbens 
aus. Es besteht also weiterhin Forschungsbedarf.

Viertens. Bei Gesetzentwürfen gilt grundsätzlich: 
Gründlichkeit vor Schnelligkeit. Genauso wie für einen 
guten Arzt gilt für einen guten Politiker: erst die richtige 
Diagnose und dann die richtige Therapie.

(Beifall bei der AfD)

Das Insektenschutzpaket der Bundesregierung wird 
den meisten dieser Feststellungen nicht gerecht. Ich 
gestehe der Bundesregierung zu, dass der kooperative 
Ansatz gestärkt wurde. Richtig so! Ich gestehe der Bun-
desregierung zu, dass die Luftverschmutzung themati-
siert wurde. Richtig so! Das unterstützen wir. Doch die 
Bundesregierung hat an einer ergebnisoffenen Ursachen-
forschung für den Rückgang der Insektenbiomasse und 
Insektenvielfalt kein Interesse. Andere Einflussfaktoren 
wie Photovoltaikanlagen und Windkraftanlagen werden 
ausgeblendet. Darüber hinaus geht die Bundesregierung 
davon aus, dass ein Betrag von 108 Millionen Euro jähr-
lich aus Bundes- und Ländermitteln ausreicht, um die 
Belastungen der Bauern auszugleichen. Dabei weiß sie 
nicht, wie hoch diese sein werden. Sie hat sich einer 
von uns geforderten Folgenabschätzung für das Insekten-
schutzpaket verweigert. Das, was Sie Erschwernisaus-
gleich nennen, ist in Wahrheit ein Schweigegeld.

(Beifall bei der AfD)

Werte Bauern, zum Schluss möchte ich mich an Sie 
wenden. Schweigen Sie nicht! Es geht um Ihre Zukunft 
und um die Zukunft Ihrer Kinder und Kindeskinder, und 
diese sieht leider düster aus. In ihrer Biodiversitätsstrate-
gie für 2030 fordert die Europäische Kommission, 30 Pro-
zent der Landes- und Meeresflächen in der Europäischen 
Union zu schützen und den Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln weiter zu reduzieren. Gleichzeitig hält die Euro-
päische Kommission am EU-Mercosur-Abkommen fest. 
In Europa wird die Natur vermeintlich gerettet, um sie in 
Südamerika tatsächlich zu zerstören. Das ist keine gute 
Umweltpolitik.

(Beifall bei der AfD)

So wird Scheibe für Scheibe von der Salami geschnitten, 
Hof für Hof von der Landkarte getilgt. Am 26. September 
2021 ist Bundestagswahl. Ich bin überzeugt, dass Sie die 
richtige Wahlentscheidung treffen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Danke schön. – Das Wort geht an die Bundesministerin 

Julia Klöckner für die Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Guten Abend! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte 
Damen und Herren Abgeordnete! Die AfD macht Politik 
mit Angst, die Große Koalition macht Politik mit Lösun-
gen. Das ist der gute Vorteil.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Lachen bei der AfD – Andreas 
Bleck [AfD]: Das Höfesterben ist nur eine 
Angst!)

Diese Woche habe ich erstmalig unsere Auszeichnung 
im Bundeswettbewerb Insektenschutz verliehen: an 
Landwirtinnen und Landwirte, die ihren Beruf und den 
Insektenschutz vorbildlich miteinander verbinden. Sie 
pflegen artenreiches Grünland, produzieren Saatgut von 
Wildpflanzen, pflanzen Hecken, legen Blühflächen an 
und vieles mehr. Das zeigt: Unsere Landwirtinnen und 
Landwirte können und wollen Insektenschutz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Weil Insekten und Landwirtschaft Teil des gleichen Sys-
tems sind, weil die Landwirtschaft auf die Bestäubungs-
leistung der Insekten angewiesen ist; denn wir wissen: 
Ohne Pflanzenbestäuber wäre unsere Nahrungsmittelket-
te in Gefahr. Rund 80 Prozent aller Pflanzen, die unserer 
Nahrung dienen, sind auf Bestäuberinsekten angewiesen. 
Deshalb ist es im ureigenen Interesse der Landwirtschaft, 
Insekten zu schützen.

Es ist klar, dass wir das, was den Insekten schadet, 
eindämmen müssen. Das sind Lichtverschmutzung, 
Schottergärten, Flächenversiegelungen oder auch Insek-
tizide und der Klimawandel. Ich sage als Bundesland-
wirtschaftsministerin: Auch die Landwirtschaft muss 
und will ihren Beitrag hierzu leisten. Aber uns war wich-
tig – da bedanke ich mich sehr herzlich gerade bei den 
Abgeordneten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, die 
immer Wert darauf gelegt haben –, dass der Insekten-
schutz nicht zulasten der Ertragssicherung und der Ein-
kommen der Landwirte geht;

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Das werden 
wir noch sehen!)

denn Landwirte sind systemrelevant. Sie haben eine Son-
derrolle; denn sie produzieren etwas, ohne das wir nicht 
auskommen können, nämlich unsere Nahrungsmittel.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Aber wir müssen auch sagen: Ernten sind weltweit 
gefährdet. 40 Prozent weltweit werden durch Schädlinge 
zerstört. Deshalb brauchen wir den Schutz der Pflanzen, 
um sie gesund zu erhalten; aber wir forschen intensiv an 
Alternativen für chemische Pflanzenschutzmittel. Wir 
müssen auch einen Blick auf die neuen Züchtungstech-
nologien werfen; denn am Ende geht es auch um resis-
tente Pflanzen, wenn wir die Verwendung von Pflanzen-
schutzmitteln einschränken wollen.

Die kommenden Einschränkungen beim Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln und die Ausweitung des Bio-
topschutzes in schutzwürdigen Gebieten haben Auswir-
kungen. Positive Auswirkungen für die Insekten. Aber 
wir müssen auch klar sagen: Das sind Erschwernisse für 
die Landwirte, die nicht nur schwerer zu arbeiten, son-
dern auch Ertragseinbußen haben werden. Deshalb sage 
ich hier sehr klar: Es war der Union immer wichtig, dass 
wir einen Ausgleich schaffen. Darum haben wir hart 
gerungen, ja. Dafür ist ein Parlament im Übrigen da. 
Bei Ihnen ist es so, dass vorne eine Ansage gemacht 
wird. Hier wird debattiert um die besten Argumente.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Lachen des Abg. Andreas Bleck [AfD])

Diese intensive Auseinandersetzung hat dazu geführt, 
dass alles noch besser geworden ist. Es gibt ab 2022 im 
Rahmen der GAK den neuen Fördergrundsatz 
„Erschwernisausgleich Pflanzenschutz“, veranschlagt 
mit zusätzlich 65 Millionen Euro. Ich freue mich, dass 
die AMK, die Agrarministerkonferenz, auf meinen 
Wunsch, auf meinen Vorschlag hin den Beschluss gefasst 
hat, dass diese Gelder – insgesamt mit Kofinanzierung 
der Länder 250 Millionen Euro – an die Landwirte gehen, 
die aufgrund von Erschwernissen Einbußen haben.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Gutes Geld 
schlechter Politik hinterhergeworfen! Das hat 
noch nie funktioniert!)

Wir gleichen ihnen das aus. Das geht mit uns. Das ist 
wichtig. Es geht darum, mit Hecken, Streuobstwiesen, 
extensiver Grundland-Nutzung, ökologischem Landbau 
und vielem anderen zu zeigen: Praktischer Insekten-
schutz geht vor Ort, und er wirkt. Das geht nur mit den 
Bauern und nicht gegen die Bauern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte abschließend sagen: Ja, es geht um koope-
rative Lösungen. Deshalb habe ich in einer Protokoller-
klärung im Kabinett Wert darauf gelegt, dass wir vor 
allen Dingen deutlich machen, dass die Vereinbarungen, 
die es in den Ländern bereits gibt, bestehen bleiben, dass 
es landesspezifische Abweichungen geben kann. Jetzt 
sind die Länder am Zug. Ich sage auch sehr klar: Mir 
war es wichtig, passgenaue Ausnahmen vorzusehen für 
die Sonderkulturen, wenn es um die Baumschulen und 
vieles andere geht.

Ich sehe, dass ich nur noch wenig Redezeit habe. – Wir 
haben eines erreicht: Insektenschutz und Erntesicherung – 
mit Augenmaß. Wir beziehen die ein, die unser Leben 
sichern.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an die CDU/ 
CSU gewandt: Sie hat ja gar nichts gegen die 
Grünen gesagt! Was ist denn bei euch los?)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Vielen Dank. – Das Wort geht an Dr. Gero Clemens 

Hocker von der FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP)

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Der Landwirtschaft ist es in unserem Lande 
noch nie schlechter gegangen als im Jahr 2021. Nicht 
allein die Politik trägt die Verantwortung dafür, aber die 
Politik trägt eine Mitverantwortung dafür, dass die Situa-
tion für Landwirte so prekär geworden ist. Auch diese 
Bundesregierung, verehrte Frau Ministerin, hat einen 
erheblichen Anteil daran, dass es Landwirten in Deutsch-
land gegenwärtig so schlecht geht,

(Beifall bei der FDP)
angefangen bei einer Düngeverordnung, die zustande ge-
kommen ist auf der Grundlage von Messergebnissen, die 
überhaupt nicht miteinander vergleichbar waren, über 
eine Bauernmilliarde, die kein Landwirt da draußen 
jemals gewünscht, gefordert oder gewollt hat, bis hin zu 
einem Insektenschutzpaket, das überhaupt keine Rege-
lung dazu enthält, welche Insektenspezies eigentlich 
genau geschützt werden soll – geht es darum, die Insek-
tenbiomasse zu schützen, oder darum, die Insektenbio-
diversität zu schützen? –, das überhaupt keine Ziele 
definiert und deswegen auch überhaupt keine Überprüf-
barkeit beinhaltet. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wenn etwas so um die Ecke kommt, dann muss man 
es als das benennen, was es ist: Das ist politische 
Schaumschlägerei, verehrte Kolleginnen und Kollegen 
von der Bundesregierung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Dabei weiß doch jedes Kind, was Insekten brauchen, 
um existieren zu können. Ich sage das hier mal ganz 
deutlich: Die brauchen die Kuhfladen, die die Kühe auf 
der Weide hinterlassen, als Nahrungsgrundlage. Die 
brauchen Misthaufen, die nicht abgedeckt sind wie in 
einer komplett ausgeräumten Landschaft. Ja, meine Da-
men und Herren, die brauchen vor allem auch Tierhal-
tung. Die Art und Weise, wie diese Bundesregierung es 
gerade den Tierhaltern in Deutschland in den letzten drei-
einhalb Jahren immer schwerer gemacht hat – mit immer 
mehr Bürokratie, mit immer mehr Auflagen –, ist ein 
Insektenvernichtungsprogramm. Jetzt kommen Sie mit 
einem Insektenschutzprogramm zum Ende der Legisla-
tur, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Wenn ab Herbst tatsächlich Schwarz und Grün allein in 
diesem Lande regieren sollten,

(Andreas Bleck [AfD]: Dann gehen die Lichter 
aus!)
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dann wird das der Todesstoß sein für viele Tausende land-
wirtschaftliche Existenzen in unserem Land; denn nach-
dem der Widerstand des CDU-geführten Landwirt-
schaftsministeriums in den letzten dreieinhalb Jahren 
gegenüber den größten ideologischen Fehlern, die häufig 
genug aus dem SPD-geführten Umweltministerium ge-
kommen sind, so – ich nenne es mal ganz positiv – über-
schaubar gewesen ist, gibt es wenig Grund, daran zu 
glauben, dass der Widerstand eines CDU-geführten 
Landwirtschaftsministeriums größer wäre – zumal die 
Union bei solchen Landwirtschaftsfragen so durchge-
grünt ist –, wenn eine Grüne oder ein Grüner an der 
Spitze des Umweltministeriums stehen würde.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ist das eine Bewerbungsrede?)

Deswegen, meine Damen und Herren, brauchen die 
Landwirte in Deutschland überhaupt keine Belehrung, 
wen sie wählen sollen, wie man das vonseiten der AfD 
versucht. Die Menschen in den ländlichen Regionen ver-
folgen sehr genau, wie sehr sich die Union von ihnen 
abgewendet hat,

(Andreas Bleck [AfD]: Die FDP aber auch! Die 
regiert mit in vielen Ländern!)

und sie werden im September sehr wohl eine weise und 
richtige Entscheidung treffen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Danke schön. – Das Wort geht an Dr. Kirsten 

Tackmann von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Frau Ministerinnen! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Was lange währt, wird trotzdem nicht 
gut. Das gilt leider auch für die vorliegende Änderung des 
Bundesnaturschutzgesetzes. Ja, mehr Insektenschutz ist 
aus Sicht der Linken so nötig wie längst überfällig. Statt 
um das Ob muss es jetzt um das Wie gehen. Ja, die 
Ursachen der Verluste der Biodiversität sind komplex, 
und Zielkonflikte machen die Lösung schwierig. Eigent-
lich muss es um eine insektenfreundliche Gesellschaft, 
Lebens- und Wirtschaftsweise gehen.

(Beifall bei der LINKEN)
Gemessen daran ist das sogenannte Insektenschutzpa-

ket der Koalition, zu dem der Gesetzentwurf gehört, bes-
tenfalls unterkomplex. Wer A wie Artenvielfalt und I wie 
Insektenschutz sagt, muss eben auch B wie Bäuerinnen 
sagen. Hier haben die Koalition und die Bundesregierung 
versagt.

(Beifall bei der LINKEN)
Denn was in einigen Bundesländern gelungen ist, wurde 
auf Bundesebene gar nicht erst ernsthaft versucht. Aber 
man kann einvernehmliche Lösungen finden, mit einem 
Dialog aller Betroffenen auf Augenhöhe und wenn allen 
klar ist, dass ein einfaches Weiter-so eben nicht geht.

(Beifall bei der LINKEN)
In Brandenburg zum Beispiel, wo ich herkomme, ha-

ben sich Verbände, Landtagsfraktionen, Ministerium und 
Verwaltung zum Insektendialog an einen Tisch gesetzt, 
und sie haben in zähem Ringen wirklich Kompromisse 
gefunden. Auch wenn deren Umsetzung noch schwierig 
genug wird: Sie sind auf einem guten Weg. Dagegen 
atmet die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes eher 
den Geist einer Basta-Politik, die wirklich nicht hilft.

(Beifall bei der LINKEN)
Die nachgeschobene Finanzierung hat zwar Kritik auf-

gegriffen. Aber durch die Kofinanzierung werden sich 
reiche Länder wohl mehr Insektenschutz leisten können 
als ärmere. Das ist doch absurd,

(Beifall bei der LINKEN)
mal abgesehen davon, dass wir als Linke einen Rechts-
anspruch wollen.

Übrigens gehören zu den wichtigen Ursachen des 
Insektensterbens die Dumpingpreise der Lebensmittel-
konzerne. Die profitieren von einem falschen System, 
werden aber wieder nicht an der Korrektur des Systems 
beteiligt. Diese konzernfreundliche Agrarpolitik muss 
endlich beendet werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach 16 Jahren ist 

dies wohl meine letzte Rede an diesem Pult. Ich danke 
vielen vor allen Dingen im Ausschuss für Essen und 
Trinken für Kollegialität – ich denke, die Angesproche-
nen wissen, dass sie gemeint sind –, allen voran dem 
Ausschussvorsitzenden Alois Gerig. Ich danke allen 
Mitarbeitenden. Was wären wir Abgeordnete ohne sie?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Schade, dass ich nicht immer da recht bekommen habe, 
wo ich recht hatte. Immerhin hat sich der jahrelange Streit 
für Weidetierhaltende oder Agroforstsysteme zuletzt 
doch noch ausgezahlt. Selbst beim Nutzhanf gibt es Hoff-
nung, auch wenn unser Antrag heute abgelehnt wurde.

Bei anderen Themen hätte ich lieber nicht recht behal-
ten. Bodenspekulation und Erpressung durch Lebensmit-
telkonzerne werden leider weiter billigend in Kauf ge-
nommen. Die Zeche zahlen die Agrarbetriebe und 
letzten Endes wir alle.

Deshalb noch ein paar Einsichten:
Probleme auszusitzen, macht die Lösung noch schwie-

riger. Demokratie muss als Schutzgarant für alle Men-
schen, für Tiere, Natur und das Klima wahrgenommen 
werden, sonst verliert sie die Unterstützung. Und: 
Faschisten sind nicht mit Stärke zur Macht gekommen, 
sondern weil Demokratie zu schwach war. Das darf nie 
wieder passieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und der FDP – Die 
Abgeordneten der LINKEN erheben sich)
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Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Vielen Dank, liebe Kollegin Tackmann aus meinem 

Wahlkreis. Das Präsidium wünscht im Namen des ganzen 
Hauses alles Gute für Ihre persönliche Zukunft. Ein herz-
liches Dankeschön für die immer konstruktive Zusam-
menarbeit! Herzlichen Dank.

(Beifall)
Das Wort geht an Steffi Lemke von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich hatte vor vier Jahren Hoffnung. Ich hatte 
Hoffnung, dass wir beim Insektenschutz vorankommen. 
Wir hatten eine große gesellschaftliche Offenheit für die-
ses Thema. Wir hatten IPBES, eine Plattform, die die 
Welt aufgerüttelt hat. Wir hatten ein Momentum in unse-
rer Gesellschaft. Wir hatten Volksbegehren in vielen Län-
dern. Wir hatten Landesgesetzgebung. Wir hatten sogar 
eine Große Koalition, die in ihrem Koalitionsvertrag ge-
schrieben hat: „Wir werden das Insektensterben umfas-
send bekämpfen.“

Dieses Vorhaben, diesen Ausspruch haben Sie jetzt 
vier Jahre lang zerhäckselt. Von Ihrem Insektenschutz-
paket ist bestenfalls noch das Verpackungspapier übrig 
geblieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben eine Chance, mit den Landwirten und der 

Gesellschaft gemeinsam über den Umbau der Agrarstruk-
turen zu sprechen. Meine Kollegin Tackmann hat eben 
angesprochen, dass vor allem durch die Orientierung an 
der Globalisierung Probleme erzeugt werden, dass 
Bodenspekulationen nicht bekämpft werden, dass dies 
die Kernprobleme in der Landwirtschaft sind und der 
Insektenschutz bewältigbar wäre, wenn Sie ihn hätten 
leisten wollen. Aber Sie haben dieses Thema vorgescho-
ben. Sie haben es wie die anderen Umweltschutzthemen 
genommen, um von dem Versagen einer 16-jährigen 
CDU-Agrarpolitik abzulenken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was ist jetzt von dieser großspurigen Ankündigung 

noch übrig geblieben? Ein Bundeswettbewerb – Sie ha-
ben Insektenhotels aufgehängt; eine gute Sache an und 
für sich, von einer Ministerin erwarte ich etwas mehr –;

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

ein Monitoringzentrum, das zwar beobachten darf, aber 
keine Analysen aus seinen Beobachtungen ziehen darf – 
völlig verrückt. Sie wollen Insektenlampen nicht mehr 
verwenden lassen, verbieten aber den Verkauf und den 
Handel nicht. Ich frage mich, wer das vor Ort kontrollie-
ren soll, wenn die Dinger erst mal verkauft worden sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ferner: Kleinteilige und halbherzige Maßnahmen gegen 
die Lichtverschmutzung.

Zum Thema Landwirtschaft. Wir haben diese Woche 
aktuell die Rote Liste der Brutvogelarten auf den Tisch 
bekommen. Jede zweite Art ist vom Aussterben bedroht, 
ist in ihrem Bestand bedroht. Genau in dieser Zeit gipfelt 
Ihr Insektenschutzvorhaben, nenne ich es mal, darin, dass 
Sie für 0,6 Prozent der Fläche verbindliche Beschränkun-
gen, verbindliche Verbote beim Pestizideinsatz haben 
wollen; alles andere ist freiwillig. Wir wollen mal darüber 
reden, was in Ihren Gesetzen und Ihrer Pflanzenschutz- 
Anwendungsverordnung drinsteht. Für diese 0,6 Prozent 
der Fläche haben Sie jetzt in einer Nacht-und-Nebel- 
Aktion – Frau Connemann, ich sehe Sie gar nicht, sie 
drückt sich heute offensichtlich vor der Debatte – den 
Bundestag erpresst, das Gesetz zigmal von der Tagesord-
nung verschoben. Diese 65 Millionen Euro, auf 0,6 Pro-
zent der Fläche runtergerechnet – das ist mehr als die 
derzeitige Ökolandbauförderung, teilweise doppelt so 
viel.

Was Sie damit für einen Fehlanreiz setzen, was Sie für 
eine falsche Weichenstellung damit vornehmen, das 
müssen die nächste Bundesregierung und nächsten Par-
lamente ausbaden, und das muss die Bevölkerung vor Ort 
ausbaden. Damit haben Sie den Konflikt zwischen Land-
wirtschaft und Gesellschaft auf ein neues hohes Niveau 
gehoben. Das hier auch noch positiv zu verkaufen, liebe 
Kolleginnen von der SPD, ist wirklich peinlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Allerletzte Anmerkung. Parallel kürzen Sie das Bun-

desprogramm Biologische Vielfalt. Förderzusagen von 
über 30 Millionen Euro werden dort zurückgenommen. 
Die Verbände stehen jetzt bei uns auf der Matte. Sie 
hatten schon die Zusagen und fragen sich jetzt: Warum 
werden wir nicht mehr gefördert? Sie kürzen das Auen-
schutzprogramm, und Sie lösen die Versprechung für 
einen Naturschutzfonds auf europäischer Ebene – das 
steht in Ihrem Koalitionsvertrag drin – nicht ein. Was 
auch nicht kommt, ist der Aktionsplan für die Schutzge-
biete, die Moorschutzstrategie. Alles Fehlanzeige! Das 
sind alles Aussagen aus Ihrem Koalitionsvertrag. Der 
Naturschutz ist bei Ihnen in schlechten Händen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Danke. – Das Wort geht an Dr. Klaus-Peter Schulze 

von der CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD und der FDP)

Dr. Klaus-Peter Schulze (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin! Zunächst ein-
mal, Frau Lemke, hatte ich auch eine Hoffnung: Ich hatte 
die Hoffnung, dass auch mal Ihrerseits zugegeben wird, 
dass man die Forcierung der Biogasanlagen, die durch die 
Gesetzgebung 2003 gegen den Rat der Gutachter von 
Ihrem grün geführten Umweltministerium auf den Weg 
gebracht wurde, als Fehler ansieht. Darauf gehe ich noch 
mal ein. Das hätte ich von Ihnen erwartet.

(Beifall des Abg. Andreas Bleck [AfD] – Steffi 
Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Habe 
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ich Ihnen längst zugestanden, lieber Klaus- 
Peter!)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Debatten 
zuvor habe ich das auch schon gesagt: Es gibt neben der 
Landwirtschaft noch ein großes Mosaik an Ursachen, und 
die werden vielfach ausgeblendet, auch heute in dieser 
Debatte. Deshalb möchte ich mal auf zwei, drei Dinge 
hinweisen, bei denen wir insgesamt als Gesellschaft 
mehr machen können.

Die Themen „Lichtverschmutzung“, „Natur auf Zeit“ 
und „Landschaftsplanung“ hat mein Kollege Carsten 
Träger angesprochen; das kann ich mir sparen.

Wenn man sich nur mal anschaut, welche Möglichkei-
ten wir im kommunalen und eigentlich auch im privaten 
Bereich haben, sieht man: Wir haben in Deutschland 
1,1 Millionen Kleingärten und 16 Millionen Einfamilien- 
und Zweifamilienhäuser, die in der Regel auch alle einen 
Garten haben. Wenn wir in jedem Garten eine Ökoecke 
einrichten, dann haben wir viel erreicht. Ich bin dankbar, 
dass von der Bundesumweltministerin die ersten Papiere 
dazu öffentlich gemacht wurden und auch der NABU 
Vorschläge unterbreitet. Da ist viel zu machen.

Aber eins will ich auch sagen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen – vielleicht ist der eine oder andere Nutzer auch 
unter Ihnen –: Der Mähroboter ist nicht der Freund der 
Insekten. Das muss man an dieser Stelle auch mal ganz 
deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Andreas Bleck [AfD])

Dann kommen wir zu den kommunalen Flächen. Da ist 
auch einiges zu tun. Auch im Bereich der Kommunen 
kann man Einfluss nehmen. Ich habe letztens einen 
Bebauungsplan in die Hand bekommen. Darin steht: 
Samenflug ist zu verhindern. – Das heißt, in diesem 
Wohngebiet darf nichts blühen, alles muss runtergemäht 
werden, damit bei den Nachbarn kein Samen ankommt. 
Solange die Genehmigungsbehörden in Deutschland sol-
che Bebauungspläne genehmigen und vielleicht noch un-
terstützen, kommen wir nicht weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb mein Punkt: Wir müssen eine gesamtgesell-
schaftliche Bewegung auf den Weg bringen.

Meine Damen und Herren, ich möchte mich abschlie-
ßend bei meinem Kollegen Träger für die Zusammenar-
beit bedanken und auch bei den Kollegen von der AG 
Landwirtschaft. Und gestatten Sie mir noch ein persönli-
ches Wort, liebe Präsidentin: Ich habe genau vor sieben 
Jahren, am 24. Juni 2013, hier meine erste Rede gehalten, 
und das heute ist meine letzte. Ich werde in wenigen 
Tagen 67 Jahre alt. Ein Kollege von der FDP hat mal zu 
mir gesagt: Wenn du 67 wirst, bist du volljährig; da 
kannst du aufhören. – Diesem Rat werde ich folgen; ich 
werde nicht mehr für den neuen Bundestag kandidieren. 
Ich möchte mich bei den Kolleginnen und Kollegen aller 
Fraktionen für die sachliche Zusammenarbeit bedanken. 
Manchmal haben wir uns ein bisschen gefetzt. Aber es 

hat auf jeden Fall Spaß gemacht und mich auch vorange-
bracht. Ich möchte mich auch bei meinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern im Berliner Büro und in den Wahl-
kreisbüros in Cottbus, Forst und Spremberg bedanken. 
Ganz großer Dank geht an dieser Stelle natürlich an mei-
ne Frau und die Familie, die mir immer den Rücken frei-
gehalten haben.

(Beifall im ganzen Hause)
Ich wünsche allen, die nach dem 26. September wieder 

hier sitzen: Arbeiten Sie im Interesse unseres Vaterlan-
des!

Danke. 

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Herzlichen Dank, lieber Klaus-Peter Schulze – der 

Nächste aus Brandenburg, der aufhört –, für deine geleis-
tete Arbeit hier im Parlament. Wir wünschen dir persön-
lich mit deiner Familie viel Spaß und viele, viele schöne 
Jahre in einer anderen Zeit, nämlich in viel Freizeit. Vie-
len Dank.

(Beifall)
Das Wort geht an die Bundesministerin Svenja 

Schulze.

(Beifall bei der SPD)

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Ich glaube, es ist sehr deutlich geworden 
in der Debatte: Insekten brauchen unseren Schutz. Heute 
haben wir die Chance, wichtige Maßnahmen dafür ge-
setzlich zu verankern, endlich, fast zwei Jahre nach dem 
Beschluss des Aktionsprogramms Insektenschutz. Ja, 
auch für meinen Geschmack hätte es schneller gehen 
können. Aber ich habe seit Anfang der Legislaturperiode 
für das Insektenschutzpaket gekämpft. Deswegen bin ich 
sehr froh, dass wir dieses zentrale Vorhaben jetzt noch 
erfolgreich abschließen.

Die Anzahl und die Vielfalt der Insekten, beides geht 
massiv zurück. Dabei sind Insekten Bestäuber, das ist die 
natürliche Müllabfuhr, das ist der Gesundheitsdienst. 
Durch den Insektenschwund gehen uns diese wichtigen 
Leistungen verloren. Wer heute die Insekten schützt, der 
sichert die Landwirtschaft von morgen. Ich verstehe 
nicht, wie man das überhaupt noch negieren kann.

Es gibt für den Insektenschwund viele verschiedene 
Ursachen. Deswegen setzt das Gesetz auch an mehreren 
Punkten an: Es stellt zusätzliche Flächen, wichtige 
Lebensräume für Insekten, unter Schutz. Streuobstwie-
sen, artenreiche Weiden, Wiesen werden jetzt als Biotope 
anerkannt. Viele Schutzgebiete bieten einen noch besse-
ren Schutz. Dort wird der Einsatz von insektenschädli-
chen Bioziden, zum Beispiel von Holzschutzmitteln, end-
lich eingeschränkt. Das Gesetz regelt erstmals Probleme 
im Zusammenhang mit der Lichtverschmutzung. Das 
verringert die Gefahr, dass Lichtquellen eben auch zu 
Insektenfallen werden.
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Aber eine der wichtigsten Ursachen für das Insekten-
sterben ist die konventionelle Landwirtschaft; das ist 
vollkommen klar. Deswegen möchte ich hier drei Dinge 
ganz besonders betonen:

Erstens. Wenn Landwirtinnen und Landwirte Leistun-
gen für das Gemeinwohl erbringen, dann muss sich das 
für sie auch lohnen. Es muss planbar und verlässlich sein. 
Deswegen werden die Zahlungen für freiwillige Maßnah-
men in der Landwirtschaft gesetzlich abgesichert. Sie 
haben das eben von meiner Kollegin gehört.

Zweitens. Ich weiß, dass Landwirtinnen und Landwirte 
unter großem Druck stehen. Deswegen ist es wichtig, 
dass jetzt faire Lösungen gefunden werden, die die unter-
schiedlichen Ausgangslagen berücksichtigen, die ver-
schiedene Wege zum Ziel ermöglichen. Diese freiwilli-
gen Vereinbarungen, wie es sie zum Beispiel schon lange 
in Niedersachsen gibt, werden weiterhin möglich sein.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Klaus- 
Peter Schulze [CDU/CSU])

Drittens. Das Gesetz ist ein ganz zentraler Baustein 
eines Paketes für den Insektenschutz. Der zweite große 
Baustein ist die Änderung der Pflanzenschutz-Anwen-
dungsverordnung, die wir morgen im Bundesrat diskutie-
ren werden. Damit besiegeln wir endgültig den Ausstieg 
aus Glyphosat und beschließen weitere Maßnahmen, um 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu reduzie-
ren. Die Pflanzenschutzmittel sind eine wesentliche 
Ursache für das Insektensterben, und deswegen ist es so 
wichtig, dass wir hier einen breiten Ansatz verfolgen und 
ein ganzes Paket auf den Weg gebracht haben.

Dieses Gesetz ist ein Meilenstein. Aber ich will hier 
noch einmal ganz deutlich sagen: Die Arbeit hört damit 
nicht auf. Wir müssen die Umsetzung des Aktionspro-
gramms Insektenschutz weiter vorantreiben; das werde 
ich jedenfalls tun. Dazu gehört zum Beispiel der Ausbau 
des Insektenmonitorings. Das neu gegründete Monito-
ringzentrum für Biodiversität in Leipzig wird uns helfen, 
die komplexen Ursachen des Insektenschwundes besser 
zu verstehen. Dann können wir noch gezielter handeln.

(Abg. Carina Konrad [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Aber es ist vollkommen klar: Wir wissen genug, um zu 
handeln. Das zeigt das Aktionsprogramm Insektenschutz, 
das wir heute mit diesem wichtigen Gesetz fortschreiben.

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Frau Ministerin, erlauben Sie noch ganz fix eine Zwi-

schenfrage der Kollegin der FDP?

(Zurufe)

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Ich glaube, ich handle mir sehr viel Ärger ein, wenn ich 
das tue. Deswegen würde ich sagen: Lieber nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Das Wort geht zum 

Abschluss der Debatte an Stephan Stracke von der CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Grüß Gott, Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wir legen ein kraftvolles Paket für 
den Insektenschutz vor. Insekten sind eine entscheidende 
Grundlage für intakte natürliche Lebensräume und für 
biologische Vielfalt in unserem Land. Wir wollen beides: 
Wir wollen intakte natürliche Lebensräume und eine leis-
tungsstarke Landwirtschaft, in der auch Familienbetrie-
be, auch bäuerliche Betriebe im Nebenerwerb bestehen 
können. Natürlich gibt es da ein Spannungsverhältnis, 
das nicht leicht aufzulösen ist. Einschränkungen bei der 
Landnutzung bedeuten immer auch Ertragsausfälle. Dar-
auf können sehr große Strukturen reagieren; bei kleinen 
bäuerlichen Betrieben wird das schon deutlich schwerer. 
Gute Politik muss deshalb immer einen Ausgleich 
suchen.

Wir haben ja jetzt von den Grünen gehört, dass sie 
nicht für diesen Ausgleich sind.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt nicht! Hätten Sie doch zugehört! 
Erzählen Sie nicht einen solchen Quatsch!)

Wir als Fraktion sind in diesem Bereich sehr erfolgreich. 
Wir haben erreicht, dass der Bund zusätzlich 65 Millionen 
Euro in die Hand nimmt und den Landwirten einen Aus-
gleich für die Einschränkungen bietet, die mit diesem 
Insektenschutzpaket einhergehen.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: An Fanta-
sielosigkeit nicht zu überbieten!)

Und diese Mittel fließen zusätzlich, zweckgebunden und 
jährlich. Außerdem schaffen wir einen eigenständigen 
neuen Fördergrundsatz in der GAK.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie haben meiner Kritik offensichtlich nicht 
zugehört, wenn Sie das so beschreiben!)

Dafür haben unsere Kolleginnen und Kollegen in der 
AG Landwirtschaft Seit’ an Seit’ mit uns Umweltpoliti-
kern lange und hartnäckig gekämpft. Jetzt ist der Erfolg 
da.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich sage ein großes Dankeschön an unseren Fraktionsvor-
sitzenden Ralph Brinkhaus, der diesen Weg auch persön-
lich geebnet hat, und ich sage ein großes Dankeschön an 
unsere Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner. 
Sie, Frau Ministerin, haben bei der jüngsten Agrarminis-
terkonferenz erreicht, dass die Länder mitmachen. Das ist 
ein ganz wichtiges politisches Signal, das auch an die 
Landwirte geht. So geht moderne Umweltschutzpolitik: 
Sie lenkt und sorgt zugleich für einen fairen Interessen-
ausgleich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir 
diese Debatte verfolgen, dann merkt man ja gerade bei 
den Grünen: Sie wollen immer noch mehr regeln, sie 
wollen mehr Ordnungsrecht, mehr Verbote in diesem 
Bereich. Natürlich braucht es lenkende Maßnahmen; 
das ist vollkommen klar. Aber das entscheidende Leit-
motiv bei uns als Union ist der Grundsatz „Freiwilligkeit 
vor Ordnungsrecht“. Statt zu verbieten, statt zu strafen, 
ist es doch viel besser, zu motivieren, zu begeistern. Das 
führt im Ergebnis zur größten Akzeptanz. Deshalb war es 
uns im parlamentarischen Verfahren wichtig, den koope-
rativen Ansatz zwischen Landwirtschaft und Naturschutz 
rechtlich abzusichern und für die Zukunft zu stärken. Das 
ist uns gelungen. Artenschutz und Naturschutz gelingen 
am besten im Miteinander, niemals im Gegeneinander, 
und dafür steht der kooperative Ansatz.

Ich empfehle Zustimmung zu diesem Gesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU – Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Reine Phra-
sendrescherei!)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich den 
Zentralrat Deutscher Sinti und Roma mit dem Vorsitzen-
den Romani Rose und den Vorstandsmitgliedern Oswald 
Marschall und Michaela Reinhardt ganz herzlich auf der 
Tribüne begrüßen.

(Beifall)

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Bundesnaturschutzgesetzes. Es liegen mehrere 
Erklärungen zur Abstimmung gemäß § 31 der Ge-
schäftsordnung vor.1)

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/30713, den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung auf Drucksache 19/28182 in 
Kenntnis der Unterrichtung auf Drucksache 19/13031 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Koali-
tionsfraktionen. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen 
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und AfD. Gibt 
es Enthaltungen? – Das sehe ich nicht. Der Gesetzentwurf 
ist damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Wir stimmen über den Gesetz-
entwurf auf Verlangen der Fraktion der AfD namentlich 
ab. Die Abstimmung erfolgt in der Westlobby. Sie haben 
zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung der Abstim-
mung 30 Minuten Zeit. Es stehen acht Urnen zur Verfü-
gung. Bitte denken Sie an die weiteren Abstimmungen, 
die unmittelbar nach Eröffnung der namentlichen Ab-
stimmung erfolgen. Bleiben Sie daher bitte noch einen 
Moment hier.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 
Plätze eingenommen. Ich eröffne die namentliche 
Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 19/28182. Die Abstimmungs-
urnen werden um 21.11 Uhr geschlossen. Das bevorste-
hende Ende der namentlichen Abstimmung wird Ihnen 
rechtzeitig bekannt gegeben.2)

Wir setzen die Abstimmungen zu der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit auf Drucksache 19/30713 fort. Unter 
Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Ausschuss, eine Entschließung anzunehmen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Die Fraktionen Die 
Linke, SPD, CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die Fraktionen der FDP und der AfD. Wer enthält 
sich? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Be-
schlussempfehlung ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 15 b. Der Ausschuss empfiehlt 
unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung die 
Ablehnung des Antrags der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 19/28457 mit dem Titel „Wissenschaftlich fund-
ierter Insektenschutz statt hektischem Aktionismus – 
Deutsche Landwirte vor unverhältnismäßigen neuen 
Belastungen schützen“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind alle Fraktionen außer der AfD. 
Gegenstimmen? – Die Fraktion der AfD. Gibt es Ent-
haltungen? – Das sehe ich nicht. Die Beschlussempfeh-
lung ist damit angenommen.

Unter Buchstabe d seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion der FDP auf Drucksache 19/26779 mit dem Titel 
„Ergebnisorientierten Insektenschutz mit Landwirten 
umsetzen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Die Fraktionen Die Linke, SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen, CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Die 
Fraktionen der FDP und der AfD. Enthaltungen? – Sehe 
ich keine. Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe e 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
19/29752 mit dem Titel „Naturschutz ist Klimaschutz – 
Mit natürlichem Klimaschutz das Arten-Aussterben und 
die Klimakrise bekämpfen“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Die Fraktionen der SPD, der 
CDU/CSU, der AfD und der FDP. Wer stimmt dagegen? – 
Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. 
Gibt es Enthaltungen? – Das sehe ich nicht. Die Be-
schlussempfehlung ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 15 c. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft zu dem 
Antrag der Fraktion der FDP mit dem Titel „Zulassungs-
prozess von Pflanzenschutzmitteln rechtssicher und 
transparent ausgestalten“. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/26818, den Antrag der Fraktion der FDP auf Druck-
sache 19/18603 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Die Fraktionen der Linken, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. Wer stimmt 
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dagegen? – Die Fraktionen AfD und FDP. Gibt es Ent-
haltungen? – Das sehe ich nicht. Die Beschlussempfeh-
lung ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 15 d. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zu dem Antrag der Fraktion Die Linke 
mit dem Titel „Pflanzenschutz konsequent auf Schutz 
von biologischer Vielfalt und Imkerei ausrichten“. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/28081, den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 19/17767 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die 
Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen. Enthält sich jemand? – Das 
ist nicht der Fall. Die Beschlussempfehlung ist damit 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 15 e. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung zu dem Antrag der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke mit 
dem Titel „Gefährliche Pestizidexporte stoppen – Inter-
nationale Abkommen zum Schutz vor Pestizidfolgen 
stärken“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/27438, den Antrag der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke auf 
Drucksache 19/23988 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – SPD, CDU/CSU, AfD und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es Enthaltungen? – 
Das sehe ich nicht. Die Beschlussempfehlung ist ange-
nommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:
Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung
Bericht der Unabhängigen Kommission Anti-
ziganismus
Perspektivwechsel – Nachholende Gerech-
tigkeit – Partizipation
Drucksache 19/30310
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Sportausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss Digitale Agenda

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt Axel Müller 
von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren und – das liegt mir ganz besonders am Herzen – liebe 
Landsleute aus unserer nationalen Minderheit der Sinti 
und Roma, sofern ihr hier seid oder zuschaut! Insbeson-

dere: Sehr geehrter Herr Zentralratsvorsitzender, lieber 
Romani Rose! Sinti und Roma sind nach einer mindes-
tens 600-jährigen Geschichte genauso wie die Dänen in 
Südschleswig, die Friesen und die Lausitzer Sorben eine 
von vier autochthonen Minderheiten in Deutschland. 
„Autochthon“ bedeutet Urbevölkerung. Für sie gelten 
die gleichen Rechte und Pflichten wie für alle anderen 
Bürger und Bürgerinnen unseres Landes.

Minderheiten stehen in einer Demokratie zudem unter 
dem besonderen Schutz des Staates. Leider genossen 
Sinti und Roma in der deutschen und europäischen Ge-
schichte gerade nicht den Schutz des Staates, sondern 
wurden und werden aus rassistischen Gründen ausge-
grenzt, unterdrückt und ermordet. Das war nicht nur in 
der Zeit des dunkelsten Kapitels der deutschen Geschich-
te, während des Nationalsozialismus, der Fall. Nein, es 
war auch schon früher der Fall.

In meiner Heimatstadt Ravensburg, in meinem Wahl-
kreis, gab es bereits in den 20er- und 30er-Jahren, also 
schon in der demokratischen Weimarer Republik, 
Bestimmungen, die Sinti zu einem Leben an den Rändern 
der Stadt zwangen. Einwohner- und Bürgerrechte genos-
sen sie nicht, obwohl sie doch im Ersten Weltkrieg viel-
fach Kriegsteilnehmer im Deutschen Heer waren. Unter 
den Nazis wurde 1936 mit Gemeinderatsbeschluss ein 
Zwangslager im sogenannten Ummenwinkel errichtet, 
in das 100 Sinti eingewiesen wurden. Sie wurden in die-
sem Ghetto überwacht, schikaniert, mussten Zwangsar-
beit verrichten. Schließlich, im März 1943, wurden von 
ihnen 34 Männer, Frauen und Kinder nach Auschwitz- 
Birkenau deportiert. 28 wurden in den Vernichtungsla-
gern ermordet. Die Überlebenden mussten mit den traum-
atischen Erlebnissen durchs Leben gehen. Eine von 
ihnen, Martha Guttenberger, verfolgten nachts die Stim-
men der weinenden und sterbenden Kinder von Ausch-
witz. Ihr ganzes Leben begleitete sie das auf ihrem Unter-
arm tätowierte „Z“ für Zigeuner und die Nummer 5656.

Sinti und Roma wurden ebenso Opfer des national-
sozialistischen Völkermordes wie Juden und andere 
Menschen, die dem Rassenwahn der Nazis zum Opfer 
fielen. Daraus erwächst eine Verpflichtung zum Geden-
ken und zur Entschädigung, der wir uns stellen müssen. 
Mehr als ein Dreivierteljahrhundert danach stellt sich die 
stolze ehemalige freie Reichsstadt und freundliche Spiel-
estadt Ravensburg in einer sehenswerten Ausstellung 
dankenswerterweise diesem schlimmen Kapitel ihrer Ge-
schichte.

Als die Bundesrepublik Deutschland an den Start ging, 
wollte sie die Fehler der Weimarer Republik nicht wie-
derholen. Doch in Bezug auf das Leben von Sinti und 
Roma ist das nur bedingt gelungen. In Ravensburg gab 
es den Ummenwinkel auch noch später; es gab ihn bis 
1984. Also fast 40 Jahre nach Kriegsende lebten dort die 
zurückgekehrten Überlebenden mit ihren Nachfahren in 
den ehemaligen Gestapo-Barracken, ohne fließendes 
Wasser, wieder am Rande der Stadt und der Gesellschaft. 
Erst beim Bau einer Umgehungsstraße wurde Abhilfe 
geschaffen. Wiedergutmachung, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, sieht 
anders aus.
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